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in Jugoslawien, Polen, Bulgarien, der DDR, ÖSSR und 
UdSSR wie auch in Frankreich, Israel, Italien Österreich, 
den Niederlanden, der BRD und Berlin (West) statt.

Unstreitig kann diese positive Bewertung nicht für 
alle Ermittlungen gelten, wie die zahlreichen Meldungen 
über Einstellungen, Freisprüche und Bagatellstrafen in 
der BRD und in Berlin (West) nachdrücklich beweisen. 
Derartige Entscheidungen sind — neben zahlreichen be­
günstigenden Faktoren, auf die hier nicht eingegangen 
werden kann — in erster Linie Ausdruck der Volkerrechts­
feme, mit der man dortzulande der Verfolgung nazisti­
scher Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit begegnet: Die gerechte Ahndung derarti­
ger Verbrechen erfordert nicht nur eine unbefristete, son­
dern auch eine dem Völkerrecht gemäße Verfolgung. Nur 
so kann eine gerechte Bestrafung derjenigen erreicht wer­
den, die sich bislang dort ihrer Verantwortung entziehen 
konnten, weil sie davon profitierten, daß die zuständigen 
Strafverfolgungsorgane der völkerrechtlichen Verantwort­
lichkeit unterliegende Verbrechen mit innerstaatlich zu 
verfolgender allgemeiner Kriminalität gleichsetzen.

Der Wert dieser Feststellung wird durch den Vergleich 
von zwei der bedeutendsten in Westeuropa in den letzten 
Jahren anhängig gewesenen derartigen Prozessen unter­
mauert: Während der Düsseldorfer Majdanek-Prozeß
durch Fragwürdigkeiten und Provokationen geprägt 
wurde und zumindest bislang zu einem Ergebnis führte, 
das nicht den Anspruch erheben darf, in angemessener 
Weise dem Unrechtsgehalt der abgeurteilten Straftaten zu 
entsprechen* 17, verdient der niederländische Strafprozeß 
gegen den SS-Sonderführer Menten eine ganz andere Ein­
schätzung. Nachdem das Oberste Gericht der Niederlande 
am 13. Januar 1981 die Berufung des Angeklagten ver­
warf, ist dieser rechtskräftig zu einer langjährigen Frei­
heitsstrafe verurteilt, „weil er während der Zeit des letz­
ten Krieges vor dem 15. Mai 1945 im Staatsdienst des 
Feindes mitwirkte und sich einiger Kriegsverbrechen ge­
mäß Art. 6 Buchst, b sowie einiger Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit gemäß Art. 6 Buchst, c des Statuts schuldig 
machte, das durch die Londoner Übereinkunft vom 
8. August 1945 zustande gekommen ist und durch König­
liche Entscheidung vom 4. Januar 1946 bekannt gemacht 
wurde“ -18

Soweit nach den individuellen Grenzen der Verfolg­
barkeit von Straftaten gefragt wird, ist anzuerkennen, daß 
Strafverfahren gegen Angeklagte im vorgerückten Alter 
Probleme aufwerfen. Das ist aber keine Spezifik der 
aktuellen Strafverfahren gegen Kriegsverbrecher und Ver­
brecher gegen die Menschlichkeit. Mit diesen Fragen hat­
ten sich z. B. schon die Richter in den Nürnberger Kriegs­
verbrecherprozessen auseinanderzusetzen, wenngleich diese 
Probleme heute naturgemäß häufiger zu verzeichnen sind 
als früher. Gleichwohl muß erwähnt werden, daß ein Teil 
der Beschuldigten der gegenwärtig anhängigen Strafver­
fahren wesentlich jünger ist als allgemein angenommen 
wird. Diese Erscheinung erklärt sich mit jener den deut­
schen Faschismus kennzeichnenden Entwicklung: Je älter 
das Naziregime war, desto jünger waren viele seiner Mör­
der. Wer sich 1945 etwa 21jährig als Herr über Leben und 
Tod anderer wähnte, ist heute noch keine 60 Jahre alt.

Daher ist der BRD-Staatsanwältin Helge G r a b i t z  
zuzustimmen, die kürzlich „das Phänomen des Unbeha­
gens“ bzw. „des schlechten Gewissens“ als das wahre 
Motiv der Kritiker der Prozesse gegen Naziverbrecher in 
der BRD charakterisierte. Sie betonte zugleich, daß diese 
Kritiker die Vergangenheit totschweigen wollen: „Es ist 
ein Ärgernis für sie, daß sie daran so lange gehindert 
werden, als diese Prozesse geführt und damit in der 
Öffentlichkeit diskutiert werden.“19

*

Es ist naheliegend, daß die völkerrechtsgemäße Ahndung 
der faschistischen Verbrechen zugleich maßgebliche Be­
deutung für die Gestaltung des internationalen Rechtsver­
kehrs hat. Sie war eine der wesentlichen Voraussetzungen

der seit Anbeginn so fruchtbaren Zusammenarbeit inner­
halb der sozialistischen Staaten bei der Verfolgung dieser 
Kriminalität Die Erfahrungen der Staatsanwaltschaft der 
DDR in den letzten Jahren bestätigen diese Feststellung 
auch für jene Rechtshilfepartner in nichtsozialistischen 
Staaten, in denen die völkerrechtsgemäße Ahndung dieser 
Verbrechen gewährleistet ist.

Die Strafverfolgungsorgane der Deutschen Demokrati­
schen Republik waren sich stets ihrer Verantwortung bei 
der Verfolgung der faschistischen Verbrechen bewußt. Die 
auf dem Territorium der DDR ergriffenen Täter sind völ­
kerrechtsgemäß zur Verantwortung gezogen worden.

Solange noch verfolgbare Verantwortliche der faschi­
stischen Verbrechen existieren, wird die DDR ihren dies­
bezüglichen völkerrechtlichen Verpflichtungen in der 
Überzeugung nachkommen, „daß die wirksame Bestra­
fung von Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit ein wichtiger Faktor bei der Verhütung 
solcher Verbrechen, beim Schutz der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten, bei der Festigung des Vertrauens, der 
Entwicklung der Zusammenarbeit unter den Völkern und 
der Förderung des Weltfriedens und der internationalen 
Sicherheit ist.“20
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